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Betreff:   

Bau- und Planungsangelegenheiten 

Bauleitplanung der Stadt Remagen 
vorhabenbezogener Bebauungsplan 10.63 "Rheinpromenade 10+11", Remagen 
- Auswertung der erneuten Offenlage 

- Beschluss über den Durchführungsvertrag 
- Satzungsbeschluss 

Strategiepapier: 1.1.2 
 

Sachverhalt: 

1. Vorbemerkung 

Die SEDOS GmbH, Rheinbach, beabsichtigt auf dem Grundstück Rheinpromenade 
10+11 eine Nachverdichtung in der Form, dass das bestehende Einfamilienhaus 

durch zwei mit einer Tiefgarage verbundene Mehrfamilienhäuser mit insgesamt 
maximal 12 Wohneinheiten ersetzt wird. Da das Vorhaben sich nicht in allen 
Aspekten des Baurechts in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt, ist für 

dessen Zulässigkeit die Aufstellung eines Bebauungsplans erforderlich.  
Im Zuge der Anfang 2017 durchgeführten Wiederholung der Offenlage wurden 

Belange vorgetragen, die eine inhaltliche Änderung der Festsetzungen erforderlich 
machten (vgl. Beschluss Stadtrat STR/053/2017; öffentliche Sitzung vom 
25.09.2017, TOP 5). 

 
Die so geänderten Unterlagen wurden im Wege einer erneuten Offenlage in der Zeit 

vom 28.12.2017 bis einschließlich 26.01.2018 in einem verkürzten Verfahren den 
betroffenen Behörden und Trägern öffentlicher Belange sowie den Bürgern 
präsentiert. In der Bekanntmachung in den „Remagener Nachrichten“ (Amtsblatt der 

Stadt Remagen) vom 20.12.2017 wurde auch darauf hingewiesen, dass 
Stellungnahmen und Anregungen nur zu den geänderten oder ergänzten Teilen 

zugelassen werden. Ferner wurde darauf hingewiesen, dass sämtliche Unterlagen 



während der Zeit der erneuten Offenlage auf den Internetseiten der Stadt Remagen 
zur Einsicht und zum Herunterladen bereitstehen. 
 

Die von der Planung berührten Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden mit 
Schreiben vom 20.12.2017 über die Durchführung der erneuten Offenlage schriftlich 

informiert. Darin wurde auch darauf hingewiesen, dass die Stadt davon ausgeht, 
dass keine Bedenken oder Anregungen bestehen, sollte innerhalb der Frist keine 
Stellungnahme vorliegen. 

 
Das Ergebnis der erneuten Offenlage wird nachstehend dokumentiert. Die Inhalte 

der Stellungnahmen werden, soweit nicht anders gekennzeichnet, wörtlich 
wiedergegeben. 
 

2. Behörden und Träger öffentlicher Belange ohne Stellungnahmen 

Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden am Verfahren beteiligt, 
haben sich aber nicht geäußert.  

- SGD Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft Abfallwirtschaft Bodenschutz, 
Koblenz 

- Wasser- und Schifffahrtsamt, Bingen 

- DRK-Kreisverband Ahrweiler, Bad Neuenahr-Ahrweiler 
- Polizeiinspektion Remagen, Remagen 

- Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr, Bonn 

- Bundeswehr-Dienstleistungszentrum, Mayen 

- Katholische Pfarrgemeinde, Remagen 
- Evangelische Kirchengemeinde, Remagen 

- Türkisch-islamische Moschee, Remagen 
- RWE, Saffig 
- Energienetze Mittelrhein GmbH & Co KG, Koblenz 

- Stadtwerkte Remagen, Remagen 
- Deutsche Post AG, Bonn 

- Verkehrsverbund Rhein-Mosel GmbH, Koblenz 
- Ahrweiler Verkehrs-GmbH, Brohl-Lützing 
- Stadtverwaltung Sinzig 

- Verbandsgemeindeverwaltung Unkel 
- Verbandsgemeindeverwaltung Linz 

- Ortsbeirat Remagen 
- die im Stadtrat Remagen vertretenen Parteien 
 

3. Behörden und Träger öffentlicher Belange ohne Anregung 

Nachstehende Einrichtungen haben mitgeteilt, dass ihre Belange durch die Planung 

nicht berührt oder ausreichend darin berücksichtigt werden. Anregungen oder 

Hinweise wurden daher nicht vorgebracht. 

- Abwasserzweckverband Untere Ahr, Sinzig, Schreiben vom 09.01.2018 

- Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesdenkmalpflege, Mainz, E-

Mail vom 04.01.2018 

- PLEDOC GmbH, Essen, Essen, Schreiben vom 08.01.2018 



- Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Gewerbeaufsicht, 
Koblenz, Schreiben vom 19.01.2018  

- Stadtwerke Bonn Verkehrs-GmbH, Bonn, Schreiben vom 31.01.2018 

- Verbandsgemeindeverwaltung Linz am Rhein, Schreiben vom 27.12.2017 

 

4. Eingereichte Stellungnahmen im Rahmen der erneuten Offenlage 

Folgende Stellungnahmen wurden im Rahmen der erneuten Offenlage fristgerecht 
eingereicht: 
4.1 Deutsche Telekom Technik GmbH, PTI 14, Polcher Straße 15-19, 56727 Mayen, 

Schreiben vom 20.12.2017 

4.2 Vodafone Kabel Deutschland GmbH, Zurmaiener Straße 175, 54292 Trier, Schreiben 

vom 17.01.2018 

4.3 Landesamt für Geologie und Bergbau, Emy-Roeder-Straße 5, 55129 Mainz, Schreiben 

vom 18.01.2018 

4.4 Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Koblenz, 

Niederberger Höhe 1, 56077 Koblenz, Schreiben vom 17.01.2018 

4.5 Kreisverwaltung Ahrweiler, Wilhelmstraße 24-30, 53474 Bad Neuenahr-Ahrweiler, 

Schreiben vom 22.01.2018 

4.6 RA Silke Johlen, Köhler & Klett Rechtsanwälte, Von-Werth-Straße 2, 50670 Köln, 

Schreiben vom 22.01.2018 

 

4.1 Deutsche Telekom Technik GmbH, PTI 14, Polcher Straße 15-19, 56727 
Mayen, Schreiben vom 23.01.2018 

4.1.1 Inhalt der Stellungnahme 

 
 
4.1.2 Stellungnahme der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Verlegung neuer Telekommu-

nikationslinien kann im Zuge der Ausführungsplanung Berücksichtigung finden. Die 
Planinhalte bleiben somit unberührt.  

 
4.1.3 Abwägungsvorschlag 



Der Inhalt der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Änderung oder 
Ergänzung der Unterlagen erfolgt nicht.  
 

4.2 Vodafone Kabel Deutschland GmbH, Zurmaiener Straße 175, 54292 Trier, 
Schreiben vom 17.01.2018 

4.2.1 Inhalt der Stellungnahme 
 

 

 
 
4.2.2 Stellungnahme der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Verlegung neuer 
Telekommunikationslinien oder ähnlichem kann im Zuge der Ausführungsplanung 
Berücksichtigung finden. Die Planinhalte bleiben somit unberührt.  

 
4.2.3 Abwägungsvorschlag 

Der Inhalt der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Änderung oder 
Ergänzung der Unterlagen erfolgt nicht.  
 

4.3 Landesamt für Geologie und Bergbau, Emy-Roeder-Straße 5, 55129 Mainz, 
Schreiben vom 18.01.2018 

4.3.1 Inhalt der Stellungnahme 



 

 
 
4.3.2 Stellungnahme der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen, sie ist im Wesentlichen 

inhaltsgleich mit den Stellungnahmen vom 09.03.2017 und 18.08.2017, so dass 
hierzu keine erneute Abwägung erforderlich ist.  

Lediglich der Hinweis 4.6 zum Baugrund sollte um die beiden genannten DIN-
Vorschriften wie folgt ergänzt werden: „Bei Eingriffen in den Baugrund sind 
grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke (DIN 4020, DIN EN 1997-1 und -2, DIN 

1054, DIN 18915 und DIN 19731) zu berücksichtigen. Für Neubauvorhaben oder 
größere An- und Umbauten (insbesondere mit Laständerungen) sind in der Regel 

objektbezogene Baugrunduntersuchungen zu empfehlen.“ 
Da es sich um die Ergänzung eines bereits vorhandenen Hinweises handelt und der 
normative Teil des Bebauungsplans nicht betroffen ist, steht diese Anpassung der 

Fassung des Satzungsbeschlusses nicht entgegen.  
 

4.3.3 Abwägungsvorschlag 
Der Inhalt der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis 4.6 wird wie 
in der Stellungnahme der Verwaltung vorgeschlagen ergänzt.   



 

4.4 Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie, Außenstelle 
Koblenz, Niederberger Höhe 1, 56077 Koblenz, Schreiben vom 17.01.2018 

4.4.1 Inhalt der Stellungnahme 

 
 
4.4.2 Stellungnahme der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen, der Vorhabenträger ist von der 

Stellungnahme informiert und soll sich frühzeitig vor Beginn der Erdarbeiten mit der 
Direktion Landesarchäologie unter obigen Kontaktdaten in Verbindung setzen. Die 

Stellungnahme betrifft den Planvollzug und führt zu keiner Änderung des 
Planinhaltes. Die Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird 
redaktionell um obigen Sachverhalt ergänzt.   

 
4.4.3 Abwägungsvorschlag 

Der Inhalt der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Der Vorhabenträger ist 
informiert und die Begründung wird redaktionell ergänzt.  
 

4.5 Kreisverwaltung Ahrweiler, Wilhelmstraße 24-30, 53474 Bad Neuenahr-
Ahrweiler, Schreiben vom 22.01.2018 

4.5.1 Inhalt der Stellungnahme 

a) Landesplanung/Städtebau 

 
b) Naturschutz 

 
c) Wasserwirtschaft 

 
d) Brandschutz 



 

 

 

 



 
 
4.5.2 Stellungnahme der Verwaltung 
a) Die Stellungnahme zum Bereich Landesplanung/Städtebau wird zur Kenntnis 

genommen.  
 

b) Die Stellungnahme zum Bereich Naturschutz wird zur Kenntnis genommen.  
 
c) Die Stellungnahme zum Bereich Wasserwirtschaft wird zur Kenntnis genommen.  

 
d) Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Im Bebauungsplan 

„Rheinpromenade 10 + 11“ wird ein „Reines Wohngebiet“ mit einer GRZ von 0,4 und 
einer GFZ von 1,2 und maximal III Vollgeschosse festgesetzt. Nach Mitteilung der 
Energienetze Mittelrhein GmbH & Co.KG wird für Plangebiet über die vorhandenen 

Ortsrohrleitungen Löschwasser mit 48 m³/h als Grundschutz vorgehalten. Laut 
DVGW Arbeitsblatt W 405 ist für Reine Wohngebiete bei einer Geschossflächenzahl 

von 0,7 bis 1,2 und mehr als 3 Vollgeschossen ein Löschwassergrundschutz von 96 
m3/h erforderlich. Bei einer Geschossflächenzahl von weniger als 0,7 und bis zu 3 
Vollgeschossen genügt eine Löschwasserversorgung von 48 m3/h über mindestens 2 

Stunden. Daher ist nur eine der beiden Voraussetzungen für die geringere 
Löschwassermenge eingehalten. Bei dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

handelt es sich jedoch lediglich um die Schaffung von Baurecht für eine bereits zur 
Zeit bebaute Fläche inmitten von Umgebungsbebauung. In der Umgebung verfügen 
die vorhandenen Gebäude bzw. bebauten Grundstücke teilweise bereits über eine 

GFZ von mehr als 0,7 und wurden genehmigt, auch wenn nicht beide 
Voraussetzungen des DVGW Arbeitsblattes W 405 eingehalten sind. Der Bedarf an 
Löschwasserversorgung bleibt mit der Aufstellung des Bebauungsplans 

unangetastet, so dass der Hinweis der Abteilung Brandschutz der Aufstellung des 
Bebauungsplans nicht entgegensteht. Ebenfalls bedingt durch die Aufstellung des 

Bebauungsplans ist auch keine Änderung der Sammelwasserversorgung oder des 
Drucks der Trinkwasserversorgung beabsichtigt. Die in dem Erschließungssystem 
vorhandenen Hydranten bleiben ebenfalls unverändert. Der Bebauungsplan sieht 

keine Grundstücke vor, auf denen Gebäude in einem Abstand von 50 m zur 
nächsten Erschließungsstraße errichtet werden könnten. Der Hinweis zur Möglichkeit 

des Anleiterns und eines zweiten Rettungsweges bei Aufenthaltsräumen, deren 
Fensterbrüstungen über 8 m über Geländeoberfläche liegen, ist im Planvollzug zu 
beachten. Da das zukünftige Bauvorhaben die Landesbauordnung RLP einhalten 

muss, in der die Hinweise unter 5. in §  15 enthalten sind und kein Gebäude mehr als 
50 m von der öffentlichen Verkehrsfläche entfernt sein wird, sind die Hinweise unter 

5 und 6. für die Aufstellung des Bebauungsplans nicht von Relevanz. Der 
Bebauungsplan bedarf keiner Änderung.  
 

4.5.3 Abwägungsvorschlag 
Die Inhalte der Stellungnahme, insbesondere zum Brandschutz, werden zur Kenntnis 

genommen. Der Bebauungsplan bleibt aus den in der Stellungnahme der Verwaltung 
genannten Gründen unverändert.  



 

4.6 RA Silke Johlen, Köhler & Klett Rechtsanwälte, Von-Werth-Straße 2, 50670 
Köln, Schreiben vom 22.01.2018 

4.6.1 Inhalt der Stellungnahme 

 

 



 

 
 
4.6.2 Stellungnahme der Verwaltung 
Auf die Vorgaben von § 34 BauGB kommt es im vorliegenden Fall nicht an, da für 

das Vorhaben ein Bebauungsplan aufgestellt wird. Die städtebaulichen Strukturen 
der näheren Umgebung werden aufgegriffen und maßvoll beachtet. 

In der näheren Umgebung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans befinden sich, 
wie in der Sachdarstellung des Anwaltsschreibens aus der vorherigen Offenlage 
wiedergegeben, freistehende Wohngebäude mit meist zwei Vollgeschossen. Bei 

einem Teil der umliegenden Gebäude sind ggfls. auch 3 Vollgeschosse vorhanden. 
Die absolute Gebäudehöhe, die in dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

festgesetzt und auch über die Vorhabenpläne gesichert ist, liegt unterhalb der 
Firsthöhe von einigen Gebäuden entlang dieses Abschnittes der Rheinpromenade.  
Die Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, ist umfangreicher als bisher in der 

näheren Umgebung. Die mit der vorliegenden Bauleitplanung geplanten Gebäude 
verlassen den städtebaulichen Rahmen der weiteren Umgebung keinesfalls. In 

einem Umkreis von ca. 200 m befinden sich Gebäude mit einer ähnlichen oder 
größeren überbauten Grundstücksfläche.  
Die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung orientiert sich an dem nach § 17 

BauNVO für allgemeine und reine Wohngebiete Möglichen. Mit der Einhaltung der 
Obergrenzen sind gesunde Wohnverhältnisse innerhalb des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplans und auch angrenzend sichergestellt.  



Gestalterisch wird das Vorhaben optisch deutlich anders gestaltet als die 
unmittelbare Umgebungsbebauung. Es handelt sich um einen zeitgemäßen, 
modernen Baustil. Dies entspricht dem Planungswillen der Stadt, moderne Baukultur 

zuzulassen.  
 

Augenscheinlich wird seitens des Petenten insbesondere die Gebäudehöhe als 
unmaßstäblich empfunden. Auch hier ist sich die Stadt bewusst, dass sich zwar die 
absolute Gebäudehöhe innerhalb der Firsthöhen der Umgebungsbebauung bewegt, 

die Wirkung der Gebäude durch die Planung eines Gebäudes mit Flachdach und 
Staffelgeschoss allerdings durchaus massiver ist, als bei Gebäuden mit Sattel- oder 

Walmdach bzw. Mansarddach. Diese Feststellung kann dazu führen, dass das Maß 
der baulichen Nutzung bei dem Bestimmungsfaktor der Gebäudehöhe nicht 
eingehalten wird, bedeutet jedoch nicht zwangsläufig, dass das geplante Vorhaben 

unverträglich ist und eine erdrückende Wirkung ausübt. Die Ansicht der 
Rheinpromenade wird zwar verändert und Bestandsgebäude verlieren ggfls. an 

Wirkung. Das Vorhaben beeinträchtigt jedoch die Nachbarbebauung nicht 
wesentlich. Unabhängig von der ausreichenden Belichtung, Besonnung und 
Belüftung durch die Einhaltung der Abstandsflächen nach Landesbauordnung wird 

die Kubatur des Gebäudes dominanter als die Bestandsbebauung. Allerdings wirkt 
das Gebäude, auch aufgrund des verbindenden Garagengeschosses, vornehmlich 

durch seine Gebäudelänge vor allem in Richtung Rhein und der rückwärtigen 
Grünanlage. In Richtung der seitlichen Grundstückgrenzen sind die überbaubaren 
Grundstücksflächen auf 25 m begrenzt, also einem verträglichen, üblichen und nicht 

beeinträchtigenden Tiefenmaß. Daher werden nach wie vor Auswirkungen in Form 
einer erdrückenden Wirkung nicht gesehen.  
 

4.6.3 Abwägungsvorschlag 
Da die geplante Bebauung nicht nach § 34 BauGB genehmigt werden konnte, wird 

der vorliegende Bebauungsplan aufgestellt. Die Stadt wählt dabei die Form eines 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans, um das zulässige Gebäude hinsichtlich 
Erscheinungsbild und Höhenmaßen exakt zu definieren. Damit wird sichergestellt, 

dass nur ein Gebäude wie geplant errichtet und das Vorhaben städtebaulich 
verträglich festgelegt werden kann und es nicht zu einer erdrückenden Wirkung 

kommt.  
Es ist Planungswille der Stadt, die Silhouette entlang des Rheins mit einem 
städtebaulich prägenden, aber nicht überragenden Gebäude zu schließen. Die 

Belange der Nachbarn sind durch die getroffenen Festsetzungen und vor allem den 
Vorhabenbezug angemessen berücksichtigt, werden aber nicht so hoch gewichtet, 

die Bebauungsplanung hinsichtlich des Maßes der baulichen Nutzung zu reduzieren. 
Eine erdrückende Wirkung des Vorhabens auf benachbarte Gebäude wird nicht 
gesehen. Das Maß der baulichen Nutzung wird als vertretbar erachtet.  

Die Planung bleibt aus den in der Stellungnahme der Verwaltung genannten 
Gründen unverändert. 

 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Stadtrat beschließt 
a) die eingegangenen Stellungnahmen entsprechend der vorstehenden 

Ausführungen zu bewerten und zu gewichten,  



b) den Durchführungsvertrag anzunehmen und den Bürgermeister zu ermächtigen, 
diesen zu unterschreiben, 

c) unter Berücksichtigung der Punkte a und b die Abwägung wie dargelegt 

vorzunehmen und den so ergänzten Entwurf des Bauleitplans als Satzung zu 
beschließen. 

 
 
 

  
  

Anlage/n: 

Durchführungsvertrag 
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